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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

In seinem im Frühjahr publizierten Aussenwirtschaftsbericht 1991 hatte der Bundesrat
massive ordnungspolitische Kritik an der schweizerischen Politik der letzten Jahre
geübt und – gerade angesichts der diesbezüglichen Bestrebungen in der EG – eine
Verschärfung des Wettbewerbs als unabdingbar bezeichnet. Bundesrat Delamuraz hatte
bei einer vom früheren Wirtschaftsdiplomaten und heutigen Vizepräsidenten des ABB-
Konzerns, David de Pury, geleiteten "Arbeitsgruppe Ordnungspolitik" einen Bericht mit
konkreten Handlungsvorschlägen in Auftrag gegeben. Die von den Experten aus
Wissenschaft und Wirtschaft empfohlenen Deregulierungsmassnahmen, welche
entscheidend zu einer Revitalisierung des Wirtschaftsstandorts Schweiz beitragen
könnten, erstreckten sich über neun verschiedene Bereiche. Einige dieser
Massnahmen, namentlich bezüglich der Liberalisierung des Arbeitsmarkts, waren
allerdings bereits Teil des EWR-Vertrags. Nachdem es Delamuraz offensichtlich nicht
gelungen war, seine Regierungskollegen von den Rezepten der Gruppe de Pury zu
überzeugen, beschloss der Bundesrat Ende April, eine Kommission mit Vertretern aus
allen Departementen einzusetzen, um ein erstes konkretes Massnahmenpaket
auszuarbeiten. Später kündigte der Vorsteher des EVD dann an, dass er konkrete
Massnahmen erst nach dem Entscheid über den EWR-Beitritt vorschlagen werde. 1

BERICHT
DATUM: 03.03.1992
HANS HIRTER

Während diese Bestrebungen bei der SP auf Skepsis stiessen, wollten die bürgerlichen
Parteien nicht abseits stehen. Die Fraktionen der FDP, der CVP, der SVP und der
Liberalen arbeiteten gemeinsam Motionen für eine ordnungspolitische Erneuerung
aus. Dabei reichten Vertreter einer jeden Partei zu einem bestimmten Teil eine Motion
in beiden Räten ein: die LP zum Wettbewerbsrecht, die FDP zur Finanzpolitik, die SVP
zur Liberalisierung des Arbeitsmarkts und die CVP zur Aus- und Weiterbildung. Diese
Vorstösse wurden in der Dezembersession behandelt, wobei von den Sprechern der
bürgerlichen Parteien betont wurde, dass ein umfassendes Deregulierungsprogramm
gerade nach der Ablehnung des EWR-Beitritts für den Wirtschaftsstandort Schweiz von
besonderer Bedeutung sei. Die Motionen zur Finanz- und zur Bildungspolitik wurden
von beiden Räten überwiesen, diejenigen zur Wettbewerbspolitik und zum
Arbeitsmarkt jedoch teilweise in Postulate umgewandelt. 2

MOTION
DATUM: 10.12.1992
HANS HIRTER

Die Unternehmerverbände forderten die politischen Instanzen wiederholt zu einer
raschen Realisierung der in Aussicht genommenen Reformen auf. Die Linke hingegen
zeigte sich in vielen Bereichen – allerdings nicht beim Kartellrecht – skeptisch,
befürchtet sie doch von dem auch mit dem Schlagwort Deregulierung bezeichneten
Prozess einen Abbau von sozialen Rechten und Schutzmassnahmen für die
Arbeitnehmer. 3

ANDERES
DATUM: 31.12.1993
HANS HIRTER

Der Nationalrat lehnte gegen die Stimmen der SP und der GP eine von der lokalen CVP
initiierte Standesinitiative des Kantons Genf ab, welche ein Gesetz zur "Bekämpfung
von Betriebsschliessungen und Massenentlassungen" verlangte. Die im Vorjahr von der
Ratslinken als zu marktwirtschaftlich bekämpfte Motion Cavadini (fdp, TI) für
Liberalisierungen im Bereich der Steuer- und Bauvorschriften sowie bei der
Rekrutierung von ausländischen Arbeitskräften konnte vom Nationalrat nicht mehr
innerhalb der vorgesehenen zwei Jahre behandelt werden und wurde deshalb aus der
Traktandenliste gestrichen. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.06.1997
HANS HIRTER
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Konjunkturlage- und politik

Die Abschwächung des wirtschaftlichen Wachstums wirkte sich auf die
Beschäftigungslage noch nicht negativ aus. Im Gegenteil, die Zahl der Beschäftigten
stieg mit 1,4% sogar noch etwas stärker als in den vergangenen Jahren. Die
Wachstumsrate war in der Industrie etwas höher, im Dienstleistungsbereich etwa gleich
gross und im Baugewerbe markant tiefer als im Vorjahr. In der verarbeitenden
Produktion erzielte wiederum die Uhrenindustrie ein Spitzenwachstum, während sich
der Beschäftigungsabbau in der Textil- und Bekleidungsindustrie fortsetzte. Im
Dienstleistungssektor verzeichneten für einmal nicht die Banken und Versicherungen
die höchsten Zuwachsraten, sondern der Bereich der sozialen Heime, Institutionen und
Kirchen. Die Frauen haben, sowohl prozentual wie auch absolut, stärker zum
Beschäftigungszuwachs beigetragen als die Männer. Die neu Beschäftigten rekrutierten
sich auch 1990 per saldo aus ausländischen Personen, wobei wiederum vor allem die
Zahl der Grenzgänger zunahm. Die Zahl der Arbeitslosen blieb im Jahresdurchschnitt
mit 18'133 praktisch konstant, wobei allerdings im 4. Quartal eine deutliche Zunahme
festzustellen war. Ihr Anteil am Total der Beschäftigten machte im Jahresmittel 0,7%
und im Dezember 0,8% aus. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1990
HANS HIRTER

Der Arbeitsmarkt reagierte auf die schwache Konjunktur weiterhin heftig. Die Zahl der
Beschäftigten ging in allen vier Quartalen gegenüber dem Vorjahresstand zurück; im
Jahresmittel waren es 2,6% weniger als im Vorjahr. Im 2. Sektor akzentuierte sich der
Stellenabbau gegenüber dem Vorjahr noch (–4,6%), aber auch der Dienstleistungssektor
kam 1992 nicht ungeschoren davon (–1,4%). Die Frauen waren vom
Beschäftigungsrückgang etwas stärker betroffen als die Männer (—2,8% resp. -2,5%).
Innerhalb des 2. Sektors war der Schrumpfungsprozess in der Maschinenindustrie am
ausgeprägtesten (—6,9%); in der Bauindustrie nahm die Beschäftigung um weitere 3,7%
ab. Mit Ausnahme von Uri, Nidwalden und Glarus war die Beschäftigung in allen
Kantonen rückläufig. Wie bereits im letzten Jahr fiel aber der Stellenabbau in der
französischsprachigen Schweiz (v.a. Neuenburg und Waadt) stärker aus als im Rest des
Landes. Die Zahl der beschäftigten Ausländer mit Niederlassungs- oder
Jahresaufenthaltsbewilligung stieg weiterhin an. Da jedoch weniger Grenzgänger Arbeit
fanden, nahm insgesamt die Zahl der ausländischen Arbeitskräfte nur noch geringfügig
zu (+0,5%). Die Arbeitslosenzahl hat sich innert Jahresfrist mehr als verdoppelt und
erreichte im Dezember 129 643, was einer Quote von 3,7% entspricht. Im Jahresmittel
betrug diese Quote 2,6% (1991: 1,1%). 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1992
HANS HIRTER

Wie bereits im Vorjahr schlug die schlechte Konjunktur voll auf den Arbeitsmarkt
durch. Die Zahl der Beschäftigten ging in allen vier Quartalen gegenüber dem
Vorjahresstand zurück; allerdings fiel die Schrumpfungsrate von Quartal zu Quartal
geringer aus. Im Jahresmittel betrug der Arbeitsplatzabbau gegenüber dem Vorjahr
2,6% (1992: 2,2%). Dieser Prozess spielte sich in allen drei Wirtschaftssektoren ab, am
markantesten freilich weiterhin im 2. Sektor mit -4,5%. Frauen und Männer waren vom
Beschäftigungsrückgang etwa gleich stark betroffen (—2,7% resp. -2,6%) ; in absoluten
Zahlen gingen allerdings bedeutend mehr Männer- als Frauenstellen verloren (56 000
resp. 35 500). Mit Ausnahme von Uri, Nidwalden und Schaffhausen war die
Beschäftigung in allen Kantonen rückläufig. Dabei war die französischsprachige Schweiz
mit Ausnahme der Waadt weiterhin überdurchschnittlich stark betroffen. Eine
Trendwende ergab sich bei der Verteilung zwischen Schweizern und Ausländern, indem
die Zahl der beschäftigten Ausländer stärker abnahm als diejenige der Schweizer
(—4,4% resp. -2,0%); diese Entwicklung ging vor allem zu Lasten der Grenzgänger. Die
Zahl der registrierten Arbeitslosen hat weiter stark zugenommen und erreichte im
Dezember 184 388 (Dez. 1992: 129 643). Dies entsprach einem Anteil von 5,1 % an den
Beschäftigten; im Jahresmittel betrug die Quote 4,5% (1992: 2,5%). 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1993
HANS HIRTER

Die anhaltende Rezession und dabei vor allem die sich weiter verschlechternde Lage
auf dem Arbeitsmarkt veranlassten das Parlament, nun doch noch Massnahmen zur
Wiederankurbelung der Wirtschaft zu beschliessen. Den wahren Hintergrund dazu
bildete allerdings ein Kompromiss zwischen den Vertretern der bürgerlichen
Bundesratsparteien und der SP in der Kommission für Wirtschaft und Abgaben des
Nationalrats (WAK). Die SP hatte ihre Unterstützung für die Einführung der
Mehrwertsteuer zu einem Satz von lediglich 6,5% von der Verabschiedung eines
Konjunkturförderungsprogramms abhängig gemacht.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.1993
HANS HIRTER
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Im Nationalrat beantragten die Liberalen und die AP erfolglos Nichteintreten, da die
Stützungsmassnahmen zu spät wirksam und den gerade im Baugewerbe notwendigen
Strukturbereinigungen entgegenlaufen würden. Zudem vertrügen sich diese
zusätzlichen Ausgaben von 300 Mio Fr. schlecht mit dem gegenwärtigen Zustand der
Bundesfinanzen. Diese Bedenken wurden zwar grundsätzlich auch von den
Fraktionssprechern der FDP, der SVP und des LdU geteilt. Um die Vereinbarung mit der
SP über die Einführung der Mehrwertsteuer nicht aufs Spiel zu setzten, unterstützten
sie das Paket aber gleichwohl. Bundesrat Delamuraz sprach sich, allerdings ohne
Enthusiasmus, ebenfalls für die Ankurbelungsmassnahmen aus. In der Detailberatung
passierten beide Vorlagen ohne Änderungen.
Der Ständerat akzeptierte das Programm ebenfalls, nahm allerdings einige
Modifikationen vor. So beschloss er auf Antrag Beerli (fdp, BE), dass auch Investitionen,
die bereits über die Berggebietshilfe (IHG) unterstützt werden, vom Bonus sollen
profitieren können. Zudem stimmte er einem im Nationalrat von Bühler (svp, GR)
erfolglos vertretenen Antrag zu, den für den Investitionsbonus vorgesehenen Betrag um
50 Mio Fr. zu kürzen und im Gegenzug neben dem Wohnungsbau auch die
landwirtschaftlichen Hochbauten mit dieser Summe zusätzlich zu unterstützen. Im
weiteren verlängerte er die Realisierungsfrist der unterstützungswürdigen Projekte um
ein halbes Jahr auf Mitte 1995. In der Differenzbereinigung schloss sich der Nationalrat
den Entscheiden der kleinen Kammer an. 8

Die Nachfrage nach Arbeitskräften stieg weiter an. Die Zahl der Beschäftigten nahm um
2,2% zu und übertraf damit die Wachstumsrate des Vorjahres (1,6%) deutlich. Obwohl
die Expansion im Dienstleistungsbereich (+2,6%) am stärksten war, nahm erstmals seit
zehn Jahren auch die Beschäftigung im Industriesektor wieder zu (+1%). Die Zahl der
registrierten Arbeitslosen konnte weiter abgebaut werden: sie betrug im Dezember
noch 69'724. Die Arbeitslosenquote ging im Jahresmittel auf 2,0% zurück (1999: 2,7%);
im Dezember betrug sie noch 1,9% (Dezember 1999: 2,5%). In der französischsprachigen
Schweiz und im Tessin war sie mit 3,0% allerdings doppelt so hoch wie in der
Deutschschweiz (1,5%). In dieser Zahl sind die in Weiterbildungs- und
Arbeitsprogrammen integrierten Arbeitslosen nicht enthalten. Die für internationale
Vergleiche konzipierte Sake-Erhebung, welche diese Personen auch berücksichtigt,
wies für das 2. Quartal 2000 eine Arbeitslosenquote von 2,7% aus. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2000
HANS HIRTER

Mit der Überweisung eines Postulats seiner WAK regte der Nationalrat an, das
Instrument der steuerbegünstigten Arbeitsbeschaffungsreserven für Unternehmen
attraktiver zu gestalten. Die Erfahrung der letzten Rezession hatte gezeigt, dass die
zurückgelegten Gelder weit unter den Erwartungen geblieben waren, und deshalb ihre
Freigabe keine nachhaltigen konjunkturbelebenden Impulse hatte auslösen können. 10

POSTULAT
DATUM: 24.03.2000
HANS HIRTER

Parallel zur weltwirtschaftlichen Entwicklung verlor auch die schweizerische
Konjunktur im Berichtsjahr an Elan. Das reale Bruttoinlandprodukt nahm gemäss ersten
Schätzungen im Jahresmittel nur noch um 1,3% zu (2000: 3,0%). Der private Konsum
hielt sich zwar mit einem Zuwachs von 2,3% (2000: 2%) gut, die Exporte von Gütern und
Dienstleistungen erreichten hingegen mit einer Steigerung um 1,0% die Expansionsrate
des Vorjahres (10%) bei weitem nicht mehr. Die in den letzten Jahren sehr stark
angewachsenen Ausrüstungsinvestitionen nahmen im Berichtsjahr sogar ab (-3,4%); die
Bauinvestitionen verzeichneten demgegenüber einen Zuwachs (1,3%). Die
Handelsbilanz schloss mit einem Überschuss von 1,7 Mia Fr. ab. Der Aktivsaldo der
Dienstleistungsbilanz erreichte nach ersten Schätzungen 22,0 Mia Fr. Da die
Kapitaleinkommen aus dem Ausland infolge schlechter Erträge stark rückläufig waren,
bildete sich der Überschuss in der Ertragsbilanz gemäss ersten Schätzungen auf 42 Mia
Fr. zurück (2000: 52 Mia Fr.).

Die gedämpfte Konjunkturentwicklung reduzierte die Nachfrage nach zusätzlichen
Arbeitskräften. Die Zahl der Beschäftigten nahm nur noch um 1,1% zu und erreichte
damit bloss die Hälfte der Wachstumsrate des Vorjahres (2,2%). Die Verlangsamung
machte sich vor allem im Dienstleistungsbereich (+1,3%) bemerkbar, während die Lage
im Industriesektor (+1%) weitgehend stabil blieb. Die Zahl der registrierten Arbeitslosen
bildete sich in der ersten Jahrshälfte weiterhin zurück, nahm dann aber wieder zu, um
im Dezember den Höchststand von 79'500 zu erreichen (Ende 2000: 69'724). Trotz
dieser negativen Entwicklung in der zweiten Jahreshälfte ging die Arbeitslosenquote im
Jahresmittel auf 1,9% zurück (2000: 2,0%); im Dezember betrug sie freilich wieder

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2001
HANS HIRTER
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2,2% (Dezember 2000: 1,9%). In der französischsprachigen Schweiz und im Tessin war
sie weiterhin fast doppelt so hoch wie in der Deutschschweiz (1,5%), und bei den
ausländischen Beschäftigten war sie nahezu dreimal so hoch als bei den
schweizerischen. In dieser Zahl sind die in Weiterbildungs- und Arbeitsprogrammen
integrierten Arbeitslosen nicht enthalten. Die für internationale Vergleiche konzipierte
Sake-Erhebung, welche diese Personen auch berücksichtigt, wies für das 2. Quartal
2001 eine Arbeitslosenquote von 2,5% aus.

Die am Landesindex der Konsumentenpreise gemessene Teuerung nahm 2001 im
Jahresmittel nur noch um 1,0% zu (2000: 1,6%). Im Gegensatz zum Vorjahr haben im
Berichtsjahr vor allem die inländischen Waren und Dienstleistungen zur Inflation
beigetragen (+1,7%), die Importgüter verbilligten sich hingegen um 1,2%, namentlich
infolge des Preiseinbruchs bei den Erdölprodukten. 11

Die schweizerische Konjunktur bewegte sich im Gleichschritt mit derjenigen des Euro-
Raumes. Die im ersten Halbjahr gehegte Hoffnung auf einen Wiederaufschwung
verflüchtigte sich vom Sommer an. Das reale Brutto-Inlandprodukt stagnierte nach
ersten Schätzungen mit einer Zuwachsrate von 0,1% beinahe (2001: 0,9%). Die
Unsicherheit über die zukünftige Entwicklung hatte eine weitere Schrumpfung der
Ausrüstungsinvestitionen zur Folge (-10,7%), und die im Vorjahr stark angewachsenen
Exporte von Waren und Dienstleistungen nahmen nur noch um 0,4% zu. Die
Exportwirtschaft litt stark unter der eingebrochenen Nachfrage aus dem Euro-Raum
und dabei insbesondere aus dem wirtschaftlich stagnierenden Deutschland. Noch
stärker als die Ausfuhren gingen allerdings die realen Importe zurück (-2,6%). Als
Konjunkturstützen wirkten weiterhin der private und der öffentliche Konsum (+0,9%
resp. 1,9%), wobei deren Zuwachsraten deutlich unter dem Vorjahreswert blieben. Die
Handelsbilanz schloss mit einem geschätzten Überschuss von 4,5 Mia Fr. ab. Gemäss
ersten Schätzungen erreichte der Aktivsaldo der Dienstleistungsbilanz 24,9 Mia Fr. und
der Überschuss in der Ertragsbilanz stieg auf 49,6 Mia Fr. (2001: 38 Mia Fr.).

Die anhaltende Konjunkturflaute verschärfte die Situation auf dem Arbeitsmarkt. Der
Stellenabbau, welcher im dritten Quartal 2001 eingesetzt hatte, hielt weiter an. Die Zahl
der Beschäftigten schrumpfte im Jahresmittel um 0,4%. Hart davon betroffen war die
verarbeitende Industrie (-2,5%), während der Dienstleistungssektor eine im Vergleich
zum Vorjahr zwar kleinere, aber immerhin noch positive Wachstumsrate auswies (0,4%).
Die Zahl der registrierten Arbeitslosen stieg kontinuierlich an, um im Dezember den
Höchststand von 129'000 zu erreichen (Ende 2001: 79'500). Die saisonbereinigte
Arbeitslosenquote erhöhte sich im Jahresmittel auf 2,8% (2001: 1,9%); im Dezember
betrug sie 3,3% (Dezember 2001: 2,2%). Da vor allem im Kanton Zürich eine starke
Zunahme der Arbeitslosigkeit registriert wurde, glichen sich die Unterschiede zwischen
den Sprachregionen etwas aus. Die Quoten waren mit 4,6% resp. 4,8% im Dezember in
der französischsprachigen Schweiz und im Tessin aber immer noch deutlich höher als
in der Deutschschweiz (3,2%). Bei den ausländischen Erwerbstätigen war sie mehr als
doppelt so hoch als bei den schweizerischen. In dieser Zahl sind die in Weiterbildungs-
und Arbeitsprogrammen integrierten Arbeitslosen nicht enthalten. Die für
internationale Vergleiche konzipierte Sake-Erhebung, welche diese Personen auch
berücksichtigt, wies für das 2. Quartal 2002 eine Arbeitslosenquote von 2,9% aus.

Die am Landesindex der Konsumentenpreise gemessene Teuerung nahm 2002 im
Jahresmittel um 0,6% zu und war damit tiefer als im Vorjahr, wo sie 1,0% betragen
hatte. Erneut hatten ausschliesslich die Preise der inländischen Waren und
Dienstleistungen zur Inflation beigetragen (+1,4%), der Konsumentenpreisindex für
Importgüter bildete sich nicht zuletzt wegen des gestiegenen Frankenkurses um weitere
1,7% zurück. Der Index der Produzenten- und Importpreise sank um durchschnittlich
1,2%. Das BfS publizierte im Dezember zum ersten Mal Indexzahlen, welche dem
unterschiedlichen Konsumverhalten einzelner sozialer Gruppen (Rentner,
Alleinerziehende, Familien mit Kindern etc.) Rechnung tragen. Ein derartiger
differenzierter Teuerungsindex war im Jahr 2000 vom Parlament mit der Überweisung
einer Motion Cottier (cvp, FR) gefordert worden. Obwohl bei der Zusammensetzung des
Warenkorbs zwischen den einzelnen sozialen Gruppen durchaus Differenzen bestehen,
blieben die Auswirkungen auf die Entwicklung des Teuerungsindexes gering. 12

ANDERES
DATUM: 01.01.2002
HANS HIRTER
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Trotz der wirtschaftlichen Stagnation und den steigenden Arbeitslosenzahlen blieben
im Berichtsjahr die Rufe nach staatlichen Konjunkturförderungsmassnahmen fast
gänzlich aus. Als sich abzeichnete, dass die auf den Herbst angesagte konjunkturelle
Erholung nicht eintreten würde, reichte die SP-Fraktion im Herbst im Nationalrat zwar
einige Vorstösse für eine Wiederankurbelung der Wirtschaft ein. Gemessen an den
Vorankündigungen in den Medien blieben die Forderungen allerdings bescheiden und
wurden ohne besonderen Nachdruck formuliert. Konkret regte die SP mit Postulaten
(02.3499, 02.3509, 02.3512) ein Programm zur Förderung der beruflichen
Weiterbildung und Umschulung, die Einberufung einer Gesprächsrunde mit Vertretern
von Kantonen und Gemeinden zur Vorbereitung eines Impulsprogramms für den
Wohnungsbau sowie die Verlängerung der Bezugsdauer der Entschädigung für
Kurzarbeit von 12 auf 18 Monate an. Letztere Forderung wurde vom Bundesrat kurz nach
der Einreichung des entsprechenden Postulats erfüllt. Im Oktober gab zudem das EVD
die von den Unternehmen freiwillig angelegten steuerbegünstigten
Arbeitsbeschaffungsreserven frei. Rund 1000 Unternehmen wurden damit ermächtigt,
angesparte Mittel im Umfang von insgesamt 350 Mio Fr. für Investitionen einzusetzen. 13

POSTULAT
DATUM: 13.12.2002
HANS HIRTER

Die Zahl der Beschäftigten, welche im Vorjahr stagniert hatte, bildete sich im
Berichtsjahr um durchschnittlich 0,7% zurück. Stark von Stellenabbau betroffen war die
verarbeitende Industrie und dabei vor allem die besonders exportabhängigen Branchen
Maschinen- und Uhrenherstellung Die Arbeitslosenquote nahm deutlich zu, wobei sich
im zweiten Halbjahr der Anstieg verflachte. Die saisonbereinigte Quote erhöhte sich im
Jahresmittel von 2,6% auf 3,7%; am Jahresende betrug sie 3,9% (Dezember 2002:
3,3%), was einer Zahl von 155'500 Personen entsprach. Obwohl die Arbeitslosigkeit in
der Deutschschweiz überdurchschnittlich stark zunahm, lag die Quote im Jahresmittel
mit 3,5% immer noch deutlich unter denjenigen der Romandie (4,7%) und des Tessin
(4,3%). 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2003
HANS HIRTER

Die schweizerische Konjunktur präsentierte sich nach zwei Jahren der Stagnation
wieder in einem günstigeren Licht. Von den ansteigenden Exporten nach den stark
wachsenden Volkswirtschaften der USA und der asiatischen Schwellenländer profitierte
auch die Schweiz. Die gesteigerten Exporte führten ebenfalls zu einer Zunahme der
Investitionen. Der private Konsum belebte sich zwar zu Jahresbeginn, erlahmte dann
aber rasch wieder. Gemäss ersten Schätzungen nahm das reale Bruttoinlandprodukt um
1,7% (2003: -0,4%) zu. Der Aktivsaldo der Ertragsbilanz blieb mit 53,4 Mia Fr. nahezu
unverändert hoch (2003: 56,7 Mia Fr.).

Die verbesserte Konjunkturlage vermochte sich noch kaum auf den Arbeitsmarkt
auszuwirken. Die Zahl der Beschäftigten stieg nur wenig (0,2%) an, wobei dieser
Zuwachs ausschliesslich auf das Konto von ausländischen Staatsangehörigen ging
(+1,3%). Im Industriesektor bildete sich die Zahl der Beschäftigten weiter zurück (-
0,6%), während sie im Dienstleistungssektor erneut zunahm (+0,9%). Die
Arbeitslosenquote blieb relativ stabil; bis in den Sommer sank sie, dann nahm sie
wieder leicht zu. Im saisonbereinigten Jahresmittel erhöhte sie sich von 3,7% auf 3,9%;
am Jahresende betrug sie 4,0% (Dezember 2003: 4,1%), was einer Zahl von 158'416
Personen entsprach. In der Deutschschweiz verharrte die Arbeitslosenquote auf 3,4%
während sie in der Romandie und im Tessin von 4,5% auf 5% anstieg. Ausländer waren
mit einer durchschnittlichen Jahresquote von 7,1% mehr als doppelt so häufig
betroffen wie Schweizer (2,9%).

Die am Landesindex der Konsumentenpreise gemessene Teuerung war mit einem
Jahresmittel von 0,8% nur unwesentlich höher als in den beiden Vorjahren (0,6%).
Dabei betrug die Inflationsrate inländischer Waren und Dienstleistungen 0,9% und
diejenige der Importgüter 0,6%. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2004
HANS HIRTER

Analog zur weltweiten Entwicklung stagnierte die schweizerische Konjunktur im ersten
Quartal. Bereits im zweiten Quartal führten starke Warenexporte zu einer Rückkehr auf
den Wachstumspfad. Diese Tendenz verstärkte sich im dritten und vierten Quartal.
Gemäss ersten Schätzungen nahm das reale Bruttoinlandprodukt um 1,9% (2004: 2,1%)
zu. Der Aktivsaldo der Ertragsbilanz blieb mit geschätzten 63 Mia Fr. etwa gleich hoch
wie im Vorjahr.
Die im Herbst 2005 publizierten Schätzungen zeigten, dass die Wirtschaft 2004 stärker
gewachsen war als ursprünglich angenommen. Das reale BIP-Wachstum hatte

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2005
HANS HIRTER
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demzufolge 2,1% (statt 1,7%) betragen.

Die Zahl der Beschäftigten blieb weitgehend stabil. Das Wirtschaftswachstum führte
zwar zu einem leichten Anstieg der Arbeitsplätze im Industriesektor und im Bauwesen;
in wichtigen Bereichen des Dienstleistungssektors (Detailhandel, Finanzintermediäre
und Versicherungen) nahm die Zahl der Beschäftigten jedoch ab. Die
Arbeitslosenquote war leicht rückläufig. Im saisonbereinigten Jahresmittel senkte sie
sich von 3,9% auf 3,8%; am Jahresende betrug sie 3,7% (Dezember 2004: 4,0%), was
einer Zahl von 151'764 Personen entsprach. In der Deutschschweiz reduzierte sich die
Arbeitslosenquote auf 3,2%, während sie in der Romandie und im Tessin mit 5,1%
praktisch stabil blieb. Ausländer waren mit einer durchschnittlichen Jahresquote von
6,9% mehr als doppelt so häufig betroffen wie Schweizer (2,9%).

Die am Landesindex der Konsumentenpreise gemessene Teuerung fiel mit einem
Jahresmittel von 1,2% etwas höher aus als im Vorjahr (0,8%). Dabei verringerte sich die
Inflationsrate inländischer Waren und Dienstleistungen auf 0,6%, diejenige der
Importgüter stieg aber wegen der Explosion der Erdölpreise auf 2,7% an. 16

Die schweizerische Konjunktur entwickelte sich im Berichtsjahr ebenfalls erfreulich,
was zu Jahresbeginn nicht durchwegs erwartet worden war. Insbesondere der Export
von Gütern und Dienstleistungen trug mit einer geschätzten Expansionsrate von 9,6%
viel zum Wachstum bei. Diese starke Nachfrage aus dem Ausland wirkte sich, gepaart
mit den nach wie vor tiefen Zinssätzen, auch belebend auf das Investitionsverhalten
aus: Die Ausrüstungsinvestitionen nahmen real um 7,1% zu. Eher zurückhaltend
entwickelte sich der private Konsum (1,9%), während der Konsum des Staates und der
Sozialversicherungen sogar leicht rückläufig war (-0,6%). Gemäss diesen ersten
Schätzungen nahm das reale Bruttoinlandprodukt um 2,8% zu (2005: 1,9%).

Die Beschäftigtenzahlen reagierten mit beträchtlicher Verspätung doch noch auf das
seit einigen Jahren anhaltende Wirtschaftswachstum. Insgesamt nahm die
Beschäftigung, gemessen an Stellen in Vollzeitäquivalenten, um 0,8% zu. Die
Arbeitslosenquote war rückläufig. Im saisonbereinigten Jahresmittel reduzierte sie sich
von 3,8% auf 3,3%; am Jahresende betrug sie noch 3,1% (Dezember 2005: 3,7%), was
einer Zahl von 128'580 Personen entsprach. Der Rückgang war in allen Landesteilen
spürbar. In der Deutschschweiz verringerte sich die Arbeitslosenquote im Jahresmittel
auf 2,8%, in der Romandie und im Tessin auf 4,8% (je -0,3 Prozentpunkte). Ausländer
waren mit einer durchschnittlichen Jahresquote von 6,1% immer noch mehr als doppelt
so häufig betroffen wie Schweizer (2,5%); auch hier ergab sich bei beiden Gruppen ein
etwa gleich starker Rückgang.

Die am Landesindex der Konsumentenpreise gemessene Teuerung blieb mit 1,1% im
Jahresmittel praktisch unverändert (2005: 1,2%). Im Jahresverlauf wurde die
Entwicklung von den stark schwankenden, zuerst weiter ansteigenden, sich gegen
Jahresende aber wieder zurückbildenden Erdölpreisen beeinflusst. Die Inflationsrate
inländischer Waren und Dienstleistungen stieg geringfügig von 0,6% auf 0,8% an,
diejenige der Importgüter nahm wegen der im Jahresmittel immer noch ansteigenden
Erdölpreise etwas stärker, nämlich um 1,9% (Vorjahr 2,7%) zu. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2006
HANS HIRTER

Auch die schweizerische Wirtschaft wuchs im Berichtsjahr weiterhin stark an.
Wachstumsmotor war immer noch der Export von Gütern und Dienstleistungen, der mit
geschätzten 10,3% sogar mehr zunahm als im Vorjahr. Auch die Investitionen in
Ausrüstung wiesen wie im Vorjahr hohe Wachstumsraten aus: Sie nahmen real um 8,3%
zu. Etwa gleich wie im Vorjahr entwickelte sich der private Konsum (2,0%), und der
Konsum des Staates und der Sozialversicherungen schrumpfte erneut (-0,9%). Gemäss
diesen ersten Schätzungen nahm das reale Bruttoinlandprodukt um 2,8% zu (2006:
3,2%). 

Die Beschäftigung profitierte auch 2007 vom anhaltenden Wirtschaftswachstum.
Insgesamt nahm sie, gemessen an Stellen in Vollzeitäquivalenten, um rund 2,6% zu. Das
Wachstum fand sowohl im Industrie- als auch im Dienstleistungssektor statt. Dank dem
Abkommen über die Personenfreizügigkeit mit den EU-Staaten trocknete der
Arbeitsmarkt aber nicht vollständig aus. Die Arbeitslosenquote nahm im ganzen
Jahresverlauf kontinuierlich ab. Im saisonbereinigten Jahresmittel reduzierte sie sich
von 3,3% auf 2,8%; am Jahresende betrug sie noch 2,7% (Dezember 2006: 3,3%), was

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2007
HANS HIRTER
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einer Zahl von 109'012 Personen entsprach. Im Sommer war die Zahl der Arbeitslosen
erstmals seit August 2002 wieder unter die 100'000-Marke gefallen. Der Rückgang war
in allen Landesteilen spürbar. In der Deutschschweiz verringerte sich die
Arbeitslosenquote im Jahresmittel auf 2,2%, in der Romandie und im Tessin auf 4,3% (-
0,3 resp. -0,6 Prozentpunkte). Ausländer waren mit einer durchschnittlichen
Jahresquote von 5,5% immer noch mehr als doppelt so häufig betroffen wie Schweizer
(2,0%); der Rückgang in Prozentpunkten war bei den Ausländern etwas ausgeprägter.

Die am Landesindex der Konsumentenpreise gemessene Teuerung fiel mit 0,7% im
Jahresmittel sogar noch geringer aus als im Vorjahr (2006: 1,1%). Im Jahresverlauf war
aber eine deutliche Zunahme feststellbar. Infolge der steigenden Erdöl- und
Nahrungsmittelpreise und auch des steigenden Euro-Kurses betrug die Inflationsrate
im vierten Quartal 1,7%; für die importierten Güter und Dienstleistungen stieg sie in
dieser Periode sogar auf 3,2% an. Über das ganze Jahr hinweg war allerdings die
hausgemachte Teuerung mit 1,0% höher als die importierte (0,1%). 18

Analog zur weltweiten Entwicklung schwächte sich auch das Wachstum der
schweizerischen Wirtschaft 2008 stark ab. Betroffen waren insbesondere die
Einnahmen aus den Geschäften im Finanzsektor und die Exportindustrie. Die
Zuwachsrate der Ausfuhren von Gütern und Dienstleistungen reduzierte sich im
Jahresmittel von 9,4% auf 2,3%, diejenige der Investitionen von 5,4% auf -1,7%. Dabei
waren im ersten Quartal noch ähnlich hohe Expansionsraten verzeichnet worden wie im
Vorjahr. Gut hielt sich demgegenüber der private Konsum (+1,7%), derjenige des Staates
und der Sozialversicherungen blieb konstant. Gemäss ersten Schätzungen nahm 2008
das reale Bruttoinlandprodukt nur noch um 1,6% zu (2007: 3,3%).

Die Beschäftigung profitierte im ersten Halbjahr noch von der guten Konjunkturlage.
Erst gegen Jahresende machte sich die Krise auch auf dem Arbeitsmarkt bemerkbar.
Insgesamt wuchs die Beschäftigung mit rund 2,8% noch gleich stark wie im Vorjahr. Die
Zahl der Arbeitslosen war bis Juni stark rückläufig und verringerte sich auf rund 91'000.
Die Arbeitslosenquote nahm im saisonbereinigten Jahresmittel von 2,8% auf 2,6% ab;
zu Jahresende war sie allerdings wieder auf 3,0% (Dezember 2007: 2,7%) angestiegen,
was einer Zahl von 118'762 Personen (Dezember 2007: 109'012) entsprach. Der über das
Berichtsjahr insgesamt registrierte Rückgang der Arbeitslosigkeit war in allen
Landesteilen gleich ausgeprägt und betraf sowohl Männer als auch Frauen und
Schweizer und Ausländer in etwa gleichem Ausmass. Dasselbe lässt sich auch vom
Wiederanstieg der Arbeitslosigkeit gegen Jahresende sagen. In der Deutschschweiz
verringerte sich die Arbeitslosenquote im Jahresmittel auf 2,1%, in der Romandie und
im Tessin auf 3,9% (-0,1 resp. -0,2 Prozentpunkte). Ausländer waren mit einer
durchschnittlichen Jahresquote von 5,0% immer noch mehr als doppelt so häufig
betroffen wie Schweizer (1,9%).

Die am Landesindex der Konsumentenpreise gemessene Teuerung stieg mit 2,4% im
Jahresmittel massiv an (2007: 0,7%), wobei rund die Hälfte davon auf die Preisexplosion
bei Erdölprodukten zurückzuführen war. Im Jahresverlauf waren die drei ersten
Quartale von einer deutlichen Zunahme vor allem infolge der stark gestiegenen Erdöl-
und Nahrungsmittelpreise geprägt. Im letzten Quartal brachen die Erdölpreise ein und
die Gesamtteuerungsrate reduzierte sich auf 1,6%. Über das ganze Jahr hinweg war die
hausgemachte Teuerung mit 1,7% niedriger als die importierte (4,3%; Erdölprodukte
allein 17,8%). 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2008
HANS HIRTER

Nachdem sich die Rezession bis zum Sommer weiter verstärkt hatte, schlug der
Bundesrat dem Parlament im August vor, auch noch das im Ende 2008 in Aussicht
gestellte dritte Programm zur Stabilisierung der Konjunktur in Kraft zu setzen. Mit
diesem rund 400 Mio Fr. kostenden Programm sollten zusätzliche befristete
Finanzhilfen für Massnahmen in den Bereichen Arbeitsmarkt, Informations- und
Kommunikationstechnologien sowie Wirtschaftswerbung im Ausland zur Verfügung
gestellt werden. Auf dem Arbeitsmarkt gelte es insbesondere, die Instrumente der
Arbeitslosenversicherung zu ergänzen, um die erwartete besonders starke Zunahme
von Jugendarbeitslosigkeit zu bekämpfen. Ausgebaut werden sollen dabei insbesondere
die Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten für stellenlose Jugendliche und für
Kurzarbeitende. Finanziell massiv ins Gewicht fiel mit rund 240 Mio Fr. der Vorschlag,
für rund 8000 Langzeitarbeitslose, die ausgesteuert sind oder kurz davor stehen
(Personen, die seit mindestens einem Jahr ohne Stelle sind), während maximal sechs

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.08.2009
HANS HIRTER
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Monaten die Lohnkosten für die Beschäftigung bei einer gemeinnützigen Organisation
zu übernehmen. Zu den Massnahmen im Technologiebereich gehörte vor allem die
Unterstützung der Weiterentwicklung der digitalen Signatur zu einer allgemein
akzeptierten Karte (Swiss ID) als Mittel zur sicheren Authentifizierung im elektronischen
Geschäfts- und Behördenverkehr. 20

Das Parlament hiess die Massnahmen in der Herbstsession nach einer langen
Auseinandersetzung gut. Der Ständerat lehnte zuerst einen Nichteintretensantrag von
Germann (svp, SH) und Schweiger (fdp, ZG) mit 25 zu 6 Stimmen ab. Diese begrüssten
zwar grundsätzlich die primär arbeitsmarktbezogenen Vorschläge des Bundesrates,
lehnten das Paket aber aus finanzpolitischen Überlegungen ab. In der Detailberatung
schwächte der Rat den bundesrätlichen Vorschlag ab, die Löhne für einige tausend
ausgesteuerte Langzeitarbeitslose für eine Beschäftigung in nicht profitorientierten
gemeinnützigen Unternehmen für eine Dauer von sechs Monaten vom Bund zu
bezahlen. Die Lohnkosten sollen gemäss dem Entscheid der kleinen Kammer diesen
Organisationen nur teilweise, d.h. mit maximal 3000 Fr. pro Monat vergütet werden. Ein
Antrag Hess (fdp, OW), darauf ganz zu verzichten, lehnte der Ständerat mit 24 zu 12
Stimmen ab. Keine Gnade fand hingegen die vom Bundesrat beantragte
Anschubfinanzierung von rund 25 Mio Fr. zugunsten der Akzeptanz und Verwendung
einer Ausweiskarte mit der elektronischen Signatur. Mehrere Votanten kritisierten, dass
dieses Konzept noch unausgegoren sei und nicht klar sei, wofür die finanziellen Mittel
verwendet werden sollen. Mit 22 zu 15 Stimmen wurde auf Antrag Gutzwiller (fdp, ZH)
dieser Beitrag gestrichen.

Auch im Nationalrat beantragte eine aus Mitgliedern der SVP und der FDP gebildete
Kommissionsminderheit Nichteintreten. Die FDP, die SVP und die BDP waren zwar nicht
gegen alle Komponenten des Stabilisierungsprogramms, sie erachteten aber die
Mehrzahl der im Bereich Arbeitsmarkt vorgesehenen Massnahmen (insbesondere das
Beschäftigungsprogramm für Ausgesteuerte) als wenig sinnvoll. Zudem waren sie gegen
ein drittes Paket zum aktuellen Zeitpunkt, weil sie in den Statistiken bereits erste
Anzeichen einer Wirtschaftserholung zu erkennen glaubten. Ihr Nichteintretensantrag
unterlag mit 93 zu 91 Stimmen äusserst knapp; den Ausschlag gegeben hatte die fast
geschlossene Unterstützung des Programms durch die CVP, welche ihre Bundesrätin
Leuthard nicht im Regen stehen lassen wollte. In der Detailberatung wurden die
zusätzlichen Ausgaben für die Aus- und Weiterbildung von Personen mit frisch
abgeschlossener Lehre zwar gutgeheissen, scheiterten aber an der Ausgabenbremse,
welche eine Zustimmung durch die Mehrheit aller Ratsmitglieder fordert. Die Idee, dass
der Bund für einige Zeit die Löhne für einige tausend ausgesteuerte Langzeitarbeitslose
für eine Beschäftigung bei gemeinnützigen Unternehmen bezahlt, lehnte der Rat auf
Antrag von Spuhler (svp, TG) mit 94 zu 90 Stimmen ab. Für die finanzielle Unterstützung
von Betrieben, die stellenlose Lehrabsolventen weiter beschäftigen, ergab sich im
Nationalrat eine hauchdünne Mehrheit. Grosszügiger als der Ständerat zeigte er sich
hingegen bei der Förderung der digitalen Unterschrift; er nahm diese wieder in das
Programm auf. Nachdem der Rat eine ganze Reihe von Anträgen der SP und der GP für
zusätzliche Massnahmen abgelehnt hatte, hiess er das dritte
Konjunkturförderungsprogramm mit 94 zu 87 Stimmen gut. 

In der Differenzbereinigung hielt der Ständerat mit deutlicher Mehrheit am
Lohnzahlungsprogramm für Langzeitarbeitslose fest. Mit knappem Mehr war er nun
auch mit dem Beitrag zur Förderung der Verbreitung der digitalen Unterschrift
einverstanden. Im Nationalrat wurden die zusätzlichen Ausgaben für die Aus- und
Weiterbildung von Personen mit neu abgeschlossener Lehre nochmals gutgeheissen,
scheiterten aber erneut an der Ausgabenbremse. Die Lohnübernahme für die befristete
Beschäftigung von Ausgesteuerten fand diesmal eine knappe Mehrheit, vermochte aber
das qualifizierte Mehr für die Überwindung der Ausgabenbremse ebenfalls nicht zu
schaffen. An dieser Hürde scheiterte auch die Finanzierung von Weiterbildungskosten
für Personen, die in Betrieben mit Kurzarbeit beschäftigt sind. Nachdem die kleine
Kammer ihre Beschlüsse nochmals bestätigt hatte, wiederholte sich die Prozedur im
Nationalrat: Er hiess sämtliche Projekte ebenfalls gut, da die befürwortende, aus SP,
CVP und GP gebildete Mehrheit aber weniger als 101 Stimmen zählte, scheiterten sie
aber alle an der Ausgabenbremse. Die Einigungskonferenz beschloss, an der
Finanzierung der Aus- und Weiterbildung von Lehrabsolventen sowie von
Kurzarbeitenden festzuhalten. Bei den Beschäftigungsprogrammen für Ausgesteuerte
bei gemeinnützigen Organisationen fand sie eine Kompromissformel, welche dem
Bundesrat die Kompetenz erteilt, diese einzuführen, wenn die nationale
Arbeitslosenrate 5% erreicht. Diese Lösung veranlasste drei Abgeordnete der BDP und

BUNDESRATSGESCHÄFT
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zwei der FDP zu Umschwenken, wodurch das qualifizierte Mehr für die Überwindung
der Ausgabenbremse im Nationalrat mit 103 Stimmen erreicht wurde. Die kleine
Kammer schloss sich diesem Entscheid an und beide Ratskammern stimmten auch der
dringlichen Inkraftsetzung zu. 21

Am 1.1.2010 wurde das bis Ende 2011 gültige Bundesgesetz über befristete
konjunkturelle Stabilisierungsmassnahmen in den Bereichen des Arbeitsmarkts, der
Informations- und Kommunikationstechnologie sowie der Kaufkraft in Kraft gesetzt. Es
bildet die Rechtsgrundlage für die dritte Phase des dreistufigen
Konjunkturstützungsprogramms. Da aufgrund des wirtschaftlichen Aufschwungs Anfang
des Jahres auch die Arbeitslosenquote stabilisiert werden konnte, wurde nur ein
Bruchteil der gesprochenen Gelder für die Arbeitsmarktmassnahmen ausgeschüttet.
Zur Schaffung von zusätzlicher Planungssicherheit für die Unternehmungen erhöhte der
Bundesrat die Höchstbezugsdauer für Kurzarbeitsentschädigung von 18 auf 24 Monate.
Diese gilt bis Ende 2011. 22

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.01.2010
SUZANNE SCHÄR

Die Situation auf dem schweizerischen Arbeitsmarkt verbesserte sich insgesamt. Ende
Jahr zählte die Schweizer Volkswirtschaft 4,044 Millionen Beschäftigte. Dies entsprach
einem Anstieg innert Jahresfrist um 0,5 Prozent. Mit einem Bestand von 122’892
Personen lag die durchschnittliche Arbeitslosenzahl um rund 29’000 Personen tiefer als
im Vorjahr. Als Ergebnis dieser Entwicklung resultierte im Jahresmittel eine
Arbeitslosenquote von 3,1 Prozent, was einem markanten Rückgang um 0,8
Prozentpunkte entsprach. Allerdings waren immer noch mehr Personen arbeitslos als
vor Ausbruch der Krise im Jahre 2008. 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2011
LAURENT BERNHARD

Der schweizerische Arbeitsmarkt zeichnete sich durch eine ausgeprägte
Widerstandsfähigkeit aus. Trotz dem gedrosselten Wirtschaftswachstum nahm die
Beschäftigung leicht zu. Ende Jahr zählte die Schweizer Volkswirtschaft 4,116 Mio.
Beschäftigte. Dies entsprach einem Anstieg innert Jahresfrist um 1,8 Prozent. Im
Jahresdurchschnitt waren 125'594 Personen arbeitslos gemeldet, 2'704 mehr als 2011.
Entsprechend erhöhte sich die durchschnittliche Arbeitslosenquote um 0,1
Prozentpunkte auf 2,9%. Gemäss dem Staatsekretariat für Wirtschaft (SECO) lag damit
das dritttiefste Ergebnis der vergangenen zehn Jahren vor. 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2012
LAURENT BERNHARD

Die Situation auf dem Arbeitsmarkt präsentierte sich 2014 beinahe wie im Vorjahr. Das
anziehende Wirtschaftswachstum hatte einen positiven Einfluss auf die Beschäftigung.
Diese nahm innert Jahresfrist um 1,0% zu. Ende 2014 zählte die Schweiz 4,321 Mio.
Beschäftigte. Besonders dynamisch entwickelte sich der tertiäre Sektor, in dem 40'000
neue Stellen geschaffen werden konnten. Dies entsprach einer Zunahme um 1,0%. Im
Gegensatz dazu verlangsamte sich das Beschäftigungswachstum im zweiten Sektor auf
0,2%. Im Jahresdurchschnitt waren bei den regionalen Arbeitsvermittlungszentren
(RAV) 136‘764 Arbeitslose gemeldet, was einer im Vergleich zum Vorjahr unveränderten
Arbeitslosenquote von 3,2% entspricht. Zusätzlich erschwert hat sich gemäss den
Daten des Bundesamts für Statistik die Suche nach qualifiziertem Personal im zweiten
und im dritten Sektor. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2014
DAVID ZUMBACH

Die Situation auf dem Arbeitsmarkt wurde 2015 durch das rückläufige
Wirtschaftswachstum geprägt. Gemäss des Staatssekretariats für Wirtschaft (SECO)
waren im Jahresdurchschnitt mit 142'810 Personen rund 4,4% mehr Arbeitslose
gemeldet als noch im Vorjahr. Die Arbeitslosenquote nahm entsprechend im
Durchschnitt um 0,1 Prozentpunkte zu und betrug 3,3%. Gleiches galt für die
Jugendarbeitslosigkeit bei den 15- bis 24-Jährigen. Die Arbeitslosenquote bei
Arbeitnehmenden ab dem 50. Altersjahr erhöhte sich ebenfalls leicht und stand bei
durchschnittlich 2,9%. Neben den arbeitslosen Stellensuchenden waren im
Jahresdurchschnitt circa 58'000 nichtarbeitslose Personen auf Stellensuche. Dies
entspricht einer Zunahme um 5,6%. 26

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.01.2016
DAVID ZUMBACH
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L'Office fédéral de la statistique (OFS) a publié une statistique des entreprises à forte
croissance en Suisse. Ces entreprises, qui ont plus de 10 emplois et enregistrent un
taux de croissance annuel moyen de leurs emplois supérieur à 10% sur une période de
3 ans, sont des vecteurs de croissance de l'emploi indispensables sur le marché du
travail. L'OFS en a recensé 4594 en Suisse. La densité d'entreprises à forte croissance
varie d'une branche d'activité à une autre. Ce sont l'information et la communication
(13.6%), les activité immobilières et de services (12.5%) et les activités spécialisées et
scientifiques (9.9%) qui connaissent la plus forte densité d'entreprises "high growth". A
l'opposé, en fond de classement, le secteur de l'hébergement et de la restauration ne
profite que d'une part de 4.9% d'entreprises à forte croissance. Ensuite, des disparités
régionales sont notoires. Si la région de Zürich connaît la concentration la plus forte
(8.9%) de ces entreprises, la Suisse orientale note la plus faible densité (6.6%). En
outre, à Genève (10%) et dans le Jura (10.7%), le taux d'entreprises à forte croissance
dans la population cible est largement supérieure que dans des cantons comme le
Valais (5.6%) et les Grisons (5.3%). Cette réalité est en adéquation avec la structure
économique de ces cantons alpins qui connaissent une forte concentration
d'entreprises dans l'hébergement et la restauration. Au total, ces entreprises à forte
croissance, symboles d'une situation économique fructueuse, ont créé plus de 88'000
emplois de 2011 à 2014 en Suisse. 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Groupe d'experts de la Confédération a publié ses prévisions pour la conjoncture
helvétique 2017 et 2018. Dans l'ensemble, le Groupe table sur une croissance du PIB de
+1.6% en 2017 et +1.9% en 2018. Les estimations pour 2017 ont d'ailleurs été revues à la
baisse. La faible croissance du PIB suisse pour le 2ème semestre 2016 a été mise sur le
banc des accusés. Néanmoins, selon le Groupe, ce léger ralentissement ne devrait être
que passager. La hausse des exportations de marchandises et la croissance de la
demande intérieure, sous l'effet de la dynamique positive du marché du travail et de la
croissance démographique, devraient garantir une reprise solide de la croissance du
PIB helvétique. Par exemple, le Groupe d'expert mise sur une croissance de l'emploi de
0.4% en 2017. Grâce à cette dynamique, le taux de chômage devrait baisser jusqu'à
3.2% en moyenne annuelle en 2017. Finalement, bien que la conjoncture internationale
paraisse positive, plusieurs incertitudes potentielles ne doivent pas être sous-estimées.
La future politique économique et commerciale de l'administration Trump aux États-
Unis, l'élection présidentielle française, les modalités du Brexit ou encore l'évolution du
secteur bancaire italien pourraient fortement pénaliser la conjoncture suisse. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

La statistique structurelle des entreprises (STATENT) a publié ses chiffres pour l’année
2017. Elle note une hausse de 1,2% des emplois par rapport à 2016. La Suisse recense
ainsi un total de 5,2 millions d’emploi. La hausse des emplois provient de tous les
secteurs: primaire (+0,3%), secondaire (+0,4%) et tertiaire (+1,4%). Par domaine
d'activité, la plus forte hausse provient du domaine de la santé, alors que la plus forte
baisse est recensée dans le commerce. Le nombre d’entreprises suisses a également
augmenté de 0,7% pour atteindre un total de 606'000. Finalement, la région lémanique
demeure la région la plus dynamique en termes d’emploi (+1,8%) et de création
d’entreprises (+2,2%). 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.08.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Strukturpolitik

La Chancellerie fédérale a validé le dépôt de l’initiative populaire «Entreprises
responsables - pour protéger l’être humain et l’environnement». Déposée le 10
octobre 2016, l’initiative populaire a été validée le 1er novembre 2016 avec 120'418
signatures valables. Dans les détails, l’initiative comprend une modification de l’article
101a de la Constitution qui concerne la responsabilité des entreprises. Il est prévu que
la Confédération s’engage pour que l’économie respecte davantage les droits de
l’homme et de l’environnement. Ainsi, les entreprises doivent respecter les droits de
l’homme et les normes environnementales internationalement reconnues. Cette
disposition s’applique également à l’étranger. De plus, elle concerne aussi les
entreprises contrôlées par une entreprise helvétique. Le terme «contrôlé» concerne
aussi bien les rapports effectifs qu’un contrôle au niveau économique. Dès lors, les
entreprises sont tenues de faire preuve d’une diligence raisonnable. Il s’agit donc
d’examiner les répercussions effectives et potentielles, de prendre des mesures
conséquentes et de mettre un terme aux violations existantes. 30
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L'initiative populaire «Entreprises responsables - pour protéger l’être humain et
l’environnement» a été examinée par le Conseil fédéral. Si les sept sages rejoignent les
objectifs principaux de cette initiative populaire, ils estiment cependant que le texte va
trop loin. Par conséquent, le Conseil fédéral recommande à l'Assemblée fédérale de
rejeter cette initiative populaire. En effet, si les thématiques de la protection des droits
de l'homme ainsi que de l'environnement sont au coeur de la législature 2016-2019 du
Conseil fédéral, des réglementations supplémentaires pour les multinationales suisses
risqueraient d'affecter la compétitivité des entreprises helvétiques. Le Conseil fédéral
estime ainsi que l'obligation de diligence raisonnable va trop loin et que la
responsabilité encourue est trop grande vis-à-vis des législations en vigueur dans la
plupart des autres pays. C'est désormais aux deux chambres législatives de se
prononcer sur la question. 31

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.01.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Les statistiques montrent que les PME forment la colonne vertébrale de l'économie
suisse. Néanmoins, selon Gerhard Pfister (pdc, ZG), le franc fort et la concurrence des
pays émergents mettent les PME, et donc indirectement l'emploi, sous pression. Ainsi, il
a proposé un postulat afin d'évaluer les modalités de lancement d'un fonds de
placement "Swiss Fund" qui permettrait non seulement de soutenir le développement
économique des PME, mais aussi d'offrir des possibilités d'investissements aux milieux
intéressés. D'après l'auteur du postulat, les PME manquent de capitaux pour investir et
garantir ainsi leur pérennité. Le Conseil fédéral s'est opposé à l'adoption de ce
postulat. Il a affirmé qu'un groupe de travail, composé du Secrétariat d'Etat à
l'économie (SECO), de la BNS, du Secrétariat d'Etat aux questions financières
internationales (SFI), d'economiesuisse, de l'Union suisse des arts et métiers (USAM), de
l'Association suisse des banquiers (ASB) et de Swissmem, se penche déjà sur la situation
du marché du crédit pour les PME depuis 2005. En outre, il estime qu'une telle
intervention étatique dans l'économie privée n'est pas adéquate. En effet, il a rappelé
que la politique industrielle n'est que rarement couronnée de succès. Cependant, le
Conseil national a adopté le postulat par 118 voix contre 69 et 3 abstentions. Les voix de
l'UDC qui ont fait bloc contre ce postulat n'ont donc pas suffi. 32

POSTULAT
DATUM: 16.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Lors de l'examen de l'initiative populaire «Entreprises responsables - pour protéger
l’être humain et l’environnement», la Commission des affaires juridiques du Conseil
des Etats (CAJ-CE) a opté pour le dépôt d'un contre-projet indirect sous la forme d'une
initiative parlementaire. Le contre-projet intègre les principaux objectifs de l'initiative
populaire et les concrétise de manière équilibrée. 33

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.11.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

L'adoption, en 2011, des Principes directeurs des Nations Unies (ONU) relatifs aux
entreprises et aux droits l'homme a largement médiatisé la problématique de la
responsabilité des entreprises. Dans cette optique, une initiative populaire
«Entreprises responsables – pour protéger l'être humain et l'environnement» a été
déposée. La Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats (CAJ-CE) a soumis
un contre-projet indirect par l'intermédiaire d'une initiative parlementaire. L'objectif
de cette initiative parlementaire est de compenser la formulation vague et l'extrémisme
de l'initiative populaire initiale, afin de proposer une mise en œuvre  contraignante et
cohérente. Cette initiative parlementaire précise que les activités à risque doivent être
définies par le législateur, que le respect de l'obligation de diligence doit être non
seulement contrôlée, mais également sanctionnée, et que les violations graves doivent
engager la responsabilité civile de la société mère. La Commission des affaires
juridiques du Conseil national (CAJ-CN) a refusé de donner suite à l'initiative
parlementaire. L'élaboration d'un contre-projet indirect a été intégré à la révision du
droit de la société anonyme (16.077). 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil des États s’est prononcé en premier sur l’initiative populaire et le contre-
projet indirect. En effet, en juin 2018, lors du débat sur la révision du droit de la société
anonyme (16.077), un contre-projet indirect à l’initiative populaire «Entreprises
responsables – pour protéger l’être humain et l’environnement» avait été introduit
comme second projet de cette révision. Par 9 voix contre 2 et 1 abstention, la
commission des affaires juridiques du Conseil des États (CAJ-CE) s’est penchée sur la
proposition de contre-projet indirect et a décidé d’entrer en matière. D’abord,
l’initiative populaire a été rejetée par 25 voix contre 14. Les sénateurs ont estimé, tout

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN
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comme le Conseil fédéral, que le texte de l’initiative populaire allait trop loin,
notamment en matière de responsabilité et devoir de diligence. Ainsi, l’adoption d’un
tel texte serait une menace pour la compétitivité helvétique. Puis, le contre-projet
indirect a été rejeté par 22 voix contre 20. Bien qu’édulcoré en matière de
responsabilité, avec la suppression de la responsabilité des gestionnaires et dirigeants
d’une société, et en termes de champ d'application, avec seulement les entreprises
d’une certaine taille, le contre-projet n’a pas convaincu la chambre des cantons. Les
sénateurs ont finalement décidé de proroger le délai de traitement jusqu’au 10 avril
2020. La chambre du peuple a également adopté la prolongation de délai. 35

L'initiative populaire Entreprises responsables – pour protéger l’être humain et
l’environnement a été intégrée au débat sur la révision du droit de la société anonyme
(SA). Ainsi, un contre-projet indirect intégré à la révision a été proposé par le Conseil
national. Malgré de nombreux allégements, il a été refusé par la chambre des cantons.
Le contre-projet indirect est donc revenu au Conseil national pour un nouveau débat.
Après de longues heures de discussions, la chambre du peuple a maintenu sa
proposition de contre-projet à l'initiative par 109 voix contre 69. La gauche et le centre
ont fait pencher la balance. La gauche a notamment mis en avant le risque d'une
campagne hautement émotionnelle et indécise, si l'initiative populaire était soumise au
peuple. Le contre-projet indirect entraînerait un retrait de l'initiative comme l'ont
précisé les initiants. A l'opposé, la majorité de l'UDC et les parlementaires du PLR ont
mis en évidence les risques pour la compétitivité de la place économique helvétique. Le
contre-projet indirect retourne donc à la chambre des cantons. 36

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.06.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil fédéral s’est à nouveau prononcé, en amont des débats à la chambre haute,
sur le contre-projet indirect à l’initiative populaire «Entreprises responsables – pour
protéger l’être humain et l’environnement». S’il rejoint les préoccupations des
initiants, il propose néanmoins le rejet de l’initiative et du contre-projet. Il estime que
l’un et l’autre vont trop loin, et risqueraient de nuire à l’économie helvétique. En
parallèle, il charge le Département fédéral de justice et police (DFJP) de mettre en
consultation un projet de loi sur les rapports de durabilité, en cas de rejet du contre-
projet et de l’initiative par le Parlement. Ce projet de loi devrait s’inspirer de la
législation européenne en vigueur. Au final, en intervenant en amont des débats au
Conseil national, et en suggérant une alternative au contre-projet, le Conseil fédéral
opte pour une stratégie proactive d’influence du vote en chambre. 37

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.08.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Étant donné que le Conseil national a maintenu sa décision d’entrer en matière sur le
contre-projet indirect à l’initiative pour des multinationales responsables (projet 2 de
l’objet 16.077), l’objet est revenu à la chambre des cantons. La commission des affaires
juridiques du Conseil des États (CAJ-CE) recommande, à nouveau, à sa chambre
d’entrer en matière. Elle s’aligne donc, par 7 voix contre 4 et 1 abstention, sur la
décision du Conseil national. 38

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.08.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Wettbewerb

Der einheitliche schweizerische Wirtschaftsraum wurde im Prinzip im letzten
Jahrhundert mit der Verlagerung der wirtschaftsrechtlichen Kompetenzen auf den
Bundesstaat geschaffen. Wegen der im Rahmen der föderalistischen Grundstruktur bei
den Kantonen verbliebenen Regelungskompetenzen konnten sich jedoch gewisse
Wettbewerbs- und Mobilitätshindernisse bis in die heutige Zeit halten. So führte
beispielsweise die kantonale Anerkennung von Fähigkeitsausweisen für bestimmte
Berufe zu einer Segmentierung des Arbeitsmarktes, und der freie Wettbewerb für
Anbieter von Gütern und Dienstleistungen wurde durch Wohnsitzanforderungen und
andere Vorschriften in den kantonalen Submissionsordnungen behindert. Die im
Zusammenhang mit dem EWR-Vertrag geführte Diskussion über den europäischen
Binnenmarkt hatte diese Wettbewerbshindernisse auf dem schweizerischen Markt
verstärkt ins Bewusstsein gerückt und die Kantone zum Handeln veranlasst. Die
kantonalen Erziehungsdirektoren hatten Anfang 1993 eine Vereinbarung über die
gegenseitige Anerkennung von Ausbildungsabschlüssen verabschiedet. Eine von den
Kantonen eingesetzte Arbeitsgruppe hatte wenig später Vorschläge für eine vollständige
Liberalisierung der Submissionsordnungen vorgelegt.

ANDERES
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HANS HIRTER
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Der Bundesrat legte im November - gleichzeitig mit dem Kartellgesetzentwurf - seinen
Vorschlag für ein Binnenmarktgesetz vor. Dieses neue Gesetz hält die Grundsätze für
einen freien Marktzugang von in der Schweiz niedergelassenen Personen und
Unternehmen fest. Insbesondere verankert es das aus der EU bekannte "Cassis-de-
Dijon-Prinzip", das von der Gleichwertigkeit der kantonalen Vorschriften für die
Ausübung von Erwerbstätigkeiten ausgeht und damit die Diskriminierung
ausserkantonaler Anbieter verbietet. Im öffentlichen Interesse liegende kantonale
Vorschriften über Einschränkungen des freien Zugangs zum Markt könnten zwar unter
bestimmten Umständen beibehalten werden, sie dürfen aber keinesfalls eine
Besserstellung ortsansässiger Anbieter zur Folge haben. Dieses Prinzip gilt vor allem
auch für die öffentlichen Beschaffungen und Aufträge, wo Vorschriften über Domizil
oder Eintragung in ein kantonales Handels- oder Berufsregister nicht mehr zulässig sein
sollen. Der Bundesrat berücksichtigte in seinem Entwurf die in der Vernehmlassung
angemeldeten föderalistischen Einwände der Kantone weitgehend. So anerkannte er
ausdrücklich den Vorrang von interkantonalen Regelungen in den Bereichen des
öffentlichen Beschaffungswesens und der Anerkennung von Fähigkeitsausweisen,
sofern diese den Mindestanforderungen des Gesetzes genügen. Im weiteren hielt er
fest, dass die Vorschrift, dass alle in der Schweiz niedergelassenen Personen
gleichermassen und unabhängig von ihrem Wohnort Zugang zu Erwerbstätigkeiten
haben müssen, für den öffentlichen Dienst nicht gelte. 39
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